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In der Praxis konnten bei Letzteren 
allerdings nicht 4500, sondern nur ge­
rade 500 gewichtete Renten reduziert 
werden. Dazu wurden rund 80 000 Dos­
siers ausgewählt, deren Überprüfung 
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2776 effektiv reduziert werden. 
Positiv vermerkt das BSV, dass die 

mit der Revision 6a erweiterten Einglie­
derungsmassnahmen für Rentenbezü­
ger immer häufiger zur Anwendung 
kämen. Die mittelfristige ·Wrrkung der 
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und Bezügern habe ergeben, dass mit 
diesem finanziellen Beitrag die gesetzten 
Ziele wie Steigerung der Selbstbestim­
mung, eigenverantwortlich~ Lebensge­
staltung und Entlastung der Angehöri­
gen erreicht werden könnten. Bis Ende 
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Wie es in der Mitteilung des BSV wei­
ter heisst, hätten 32 Personen dank dem 
Assistenzbeitrag das Heim verlassen 
können, um selbständig zu wohnen. Das 
Bundesamt schätzt, dass 130 Heimem­
tritte vermieden werden konnten. 
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<< • erste Fremdsprache muss eine Landessprache sein» • 

Westschweizer Bürgerliche stehen hinter dem Vorschlag der SP, Frühfranzösisch im Gesetz zu verankern- mit wenigen Ausnahmen 

Die Frage des Frühfranzösisch 
treibt die Bürgerlichen in der 
Westschweiz in die Arme der SP. 
Oder war es umgekehrt? Denn 
de:r Ruf nach einer Änderung 
des Sprachengesetzes 
ist ein Anliegen der FDP. 

Andrea Kucera, Lausanne 

Immer mehr Deutschschweizer Kan­
tone bereiten die Abkehr vom Früh­
französisch vor - erst letzte Woche hat 
das Thurgauer Parlament eine dahin­
gehende Motion verabschiedet. Diese 
verlangt, dass der obligatorische Fran­
zösischunterricht aus dem Lehrplan der 
Primarschule zu streichen sei. 

Die SP Schweiz fordert deshalb, dass 
das Unterrichten einer zweiten Landes­
sprache in der Primarschule im Gesetz 
verankert wird. Diese Idee findet selbst 
unter bürgerlichen Politikern der West­

. schweiz Zustimmung: Im Namen des 
Zusammenhaltes des Landes sind sie 
bereit, die Kompetenz der Kantone im 
Schulwesen zu beschneiden. 

Föderalismus hin. oder her 

«Es ist traurig, dass es so weit kommen 
musste», sagt etwa der Präsident der 
CVP, der Unterwalliser Nationalrat 
Christophe Darbellay. Aber angesichts 

der jüngsten Entwicldungen sei er da­
für, dass der Sprachenunterricht auf 
Ebene des Bundesgesetzes gelöst werde· 
- Föderalismus hin oder her. «Schade 
nur, dass die SP mit dieser Idee vor­
geprescht ist», sagt Darbellay. 

Dieser Meinung dürfte auch der Wal­
liser SVP-Nationalrat Oskar Freysinger 

, sein, der sich vehement für Frühfran­
zösisch - und Frühdeutsch - ausspricht: 
«Die erste Fremdsprache muss eine 
Landessprache sein.» Ähnlich äussert 
sich auch die Vizepräsidentin der FDP, 
die Waadtländer Nationalrätin Isabelle 
Moret: «Als liberale Politikerirr bin ich 
für föderale Lösungen. Steht jedoch der 
nationale Zusarr1menhalt auf dem Spiel, 
darf und soll Bundesbern einschreiten.>> 

Die Nationalrätin verweist darauf, 
dass (jie Sozialdemokraten sich ein An­
liege,n auf die Fahne geschrieben haben, 
das eigentlich aus den Reihen der FDP 
kommt. In der Tat hat der Neuenburger 
FDP-Nationalrat Raphael Comte im 
März eine entsprechende Interpellation 
eingereicht. Er bittet den Bundesrat 
darin, zu prüfen, ob mit einer Änderung 
des Sprachengesetzes der Unterricht 
einer zweiten Landessprache in der Pri­
marschule gewährleistet werden kann. 
In seiner Anrwort lotet der Bundesrat 
zwar nicht explizit den Handlungsspiel­
raum im Rahmen des Sprachengesetzes 
aus, verweist aber darauf, dass er bereit 
ist, im Rahmen seiner Zuständigkeiten 
zu handeln, falls ein Kanton auf Prirnar-

schulstufe nur noch Englisch unterrich­
ten würde. Denn dies würde den natio­
nalen Zusammenhalt gefährden. 

Ist dieser Punkt mit dem Entscheid 
des Thurgauer Parlaments bereits er­
reicht? Noch lemen die Thurgauer.Pri­
marschüler schliesslich Französisch. Der 
Ballliegt nun beim Regierungsrat, und 
das letzte Wort dürfte in zwei bis drei 
Jahren das Stimmvolk haben. «Natür­
lich wäre es vorzuziehen, dass der Kan­
ton Thurgau scl:i.Iiesslich von selbst zur 
Räson kommt», sagte Moret. Für sie sei 
aber mit dem Überweisen der Motion 
ein Punkt erreicht, der ein Eingreifen in 
die kantonale Kompetenz rechtfertige. 

Englisch als Teilamtssprache 

Im Hinblick auf die kommende Herbst­
session - die SP hat mehrere Vorstösse 
zum Thema Frühfranzösisch angekün­
digt- hat Moret alle französischsprachi­
gen FDP-Parlamentarier gebeten, zur 
Frage des nationalen Zusammenhalts 
Stellung zu i:whmeli. Während der Wal­
liser und der Freiburger Parteipräsident 
bereits signalisiert haben, dass sie mit 
Moret einer Meinung sind, dürfte die 
Antwort des Waadtländer FDP-Natio­
nalrates Fathi Derder nicht im Sinne der 
Vizepräsidentin ausfallen. «Mir ist diese 
Debatt~ über den nationalen Zusam­
menhalt viel zu emotional>>, sagt Der­
der. «Die Romands sollten aufhören, 
sich als Opfer zu sehen und die 

Deutschschweizer als Landesverräter 
zu beschimpfen.>> Das sei nicht im Sinne 
des Zusammenhaltes des Landes. Es 
bringe nichts, Englisch und Französisch 
gegeneinander auszuspielen. 

Er plädiere vielmehr ·dafür, dass 
Englisch einen Sonderstatus als halb­
offizielle Landessprache erhalte. Um 
seinen Standpunkt zu unterstreichen, 

· hat Derder eine, wie er selber sagt, 
«chancenlose>> Motion lanciert, die eine 
Änderung des Sprachengesetzes ver­
langt: Englisch solle zur <<Teilamtsspra­
che>> erklärt und für die Kommunika­
tion mit den Behörden zugelassen wer­

. den. Schliesslich unterhielten sich auch 
die Präsidenten der ETH Lausanne und' 
der ETH Zürich auf Englisch, so Der­
der. «Gefährdet dies etwa den nationa­
len Zusammenhalt?>> 

Derder ist nicht der einzige Quer­
denleer in den Reihen der bürgerlichen 
,Westschweizer Parlamentarier. Auch 
der Waadtländer CVP-Nationalrat 
Jacques Neirynck hat seine eigene.Vi­
sion vom Zusammenhalt des Landes: Es 
sei gefährlich, Frühfranzösisch im Ge­
setz zu verankern, findet N eirynck. Als 
gebürtiger Belgier wisse er, wie es 
herauskomme, wenn man den Unter­
richt der Landessprachen für obligato­
risch erkläre. «Das hat Belgien an den 
Rand des Zusammenbruchs gebracht.>> 
Der wahre Garant für den Zusammen­
halt des Landes sei der Föderalismus. 
«Daran darf nicht gerüttelt werden.>> 
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len Ressourcen zu nutzen unc 
trächtigte Menschen zu integrie1 
habe sie in den letzten Jahren b( 
Die Reduktion bei den Neure: 
massgeblich auch das Verdie 
Arbeitgeberschaft, sagt Kaiser. 

Genfer hoffen a 
heissen Untergru 

Untersuchungen für Geoth 

(sda) · Der Kanton Genf erhc 
von der Geothermie grosse Ein 
gen bei der fossilen Energie. I 
ersten Etappe werden bis 2017 d 
fer Böden mittels Schallwellen ;; 
tet, um Wasservorkommen im 
grund ausfindig zu machen. 
könnte es zu Erkundungsbor 
kommen. Die Schallwellen wer< 
speziellen Lastwagen bis zu 1501 
in den Boden geschickt und dan 
Empfängern aufgenommen unc 
siert. Genf will sein gesamtes K 
gebiet so durchleuchten und da 
einer Karte festhalten, wo ge 
heisses Wasser vorhanden sein 
Das Abtasten des Bodens wird ' 
Industriellen Betrieben Genf 
vorgenommen, die 20 Millione: 
ken investieren. Die Daten werc 
der Universität Genf ausgewert( 

Die Gesamtkosten für das 
Geothermieprojekt werden auf 1 
honen Franlcen geschätzt. Im bes 
wäre die Nutzung des heissen ' 
im Untergrund ab 2020 möglich 
Schweiz kam es bisher in drei Ka 
zu Misserfolgen bei der Geot 
Zuletzt mussten Bohrungen in : 
len nach einem Erdbeben gestop 
den, bevor eine Auswertung schl 
ergab, dass zwar Erdgas, aber Zl 

Heisswasser vorhanden ist. Blt: 
Suche erfolglos, zahlt jeweils de 
einen Teil der Explorationskoste 


